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WIENER LANDTAG
Sitzungvom15 .April1930

PräsidentDr. Dannebergeröffnetum4UhrdieSitzung. .ZurVer-¬
handlungstehendasGesetzüberdie Berufungder Bundespolizeidirektionin
WienzurVollziehungaufdemGebietederStrassenpolizeiaufanderenalsBun¬
desstrassen unddas Gesetzüber die Strassenpolizei im BundeslandeWien,so¬

weitsiesichnichtaufBundesstrassenbezieht. DiebeidenGesetzowerdenunter
einemin VerhandlunggezogenundzwarwirdzunächstüberdiebeidenGesetze
eine Generaldebetteabgeführt .

St . . Linderberichtet zunächst über das erste Gesetzeund
weistdaraufhin ,dassdiesesGesetzemitRücksichtaufdieVerfassungs-¬
änderungvomDezembervorigenJahresgeschaffenwerdenmusste .DasGesetzist

stimmtein paktiertes Gesetzund wartgetreu mit demBundesgesetz überein .Das
Gesetzüberdie StrassenpolizeiimBundeslandWienwurdedenKammern,denin
Betrahht kommendenFachorganisationenundBehördenzur Begutachtungvor¬
gelegtausserdemwurdeeineEnqueteabgehalten ,in welcherdie WünschederIn
teressentengehörtwurden .EineAbweichungvomGrundsatzgesetzbestehtdarin ,
dassdiesesGesetzauspraktischenGründennochvimLinksfahrenausgehtaller
dingsist im§ 84de .Gesetzesvorgesehen,dassdasLinksfahrenam1 .Dezembe
1932ausserKrafttritt unddie Festsetzungder neuenFahrtrichtungerfolgt .
NeusinddieBestimmungenfürFussgänger.EswirddiesenzurPflichtgemacht,
auf den Strassenverkehr ,besondersauf KrankeRücksichtzu nehmen .Blindeund
TaubebekommengelbeArmbinden,umbesserkenntlichzusein .Neuist auchdie
Bestimmung ,dass demStrassenaufsichtsorgan ausgewichenwerdenmuss .Unddass
Ladungen ,die stauben oder schlechten Geruchverbreiten ,nur in dirhten Be¬
hälternbefördertwerdendürfen.DasLinksgehenwirddenFussgängernzur
Pflichtgemacht.Lichtbildern-undfilmenist nurgegenBewilligunggestattet.
DasGesetzenthältaucheineMahnungandieHundebesitzer,daraufRücksicht
zu nehmen ,dassdie GehsteigevondenHundennicht verunreinigtwerden.
St . . Linderlegt sodannim einzelnen die sich aus diesemGesetz ergebenden
KompetanzeneinerseitsderBundespolizeiandererseitsdesMastratsdar ,und
ersuche in die Generaldebatte einzutreten .

Abg.Dr. KolassaZE. . )erinnertdaran ,dassesZeitengegeben
hat ,in welchenin WienimBezugaufdieStrassenpolizeinichtdieselbenVer-¬
hältnisse geherrschthaben ,wiejetzt .Es hat eine Zeit gegebeh ,wodieGe¬
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meindeWiensogardarangegangenist ,aufdenStrassensogareineeigeneache
aufzustellen. DurchdieseGesethedollnunaufdemGebietederStrassenpolizeigegvoffen rden )
OrdnungundSicherheitunddie staatliche Autoritätzur Geltungkommen. Wenn
dasersteGesetzüberdieBerufungderPolizeidirektionin Wienbeschlossen
seinwird,soist dienatürlichsteFolgedavon ,dassjeneanderePolizeidie
unsals vollständigüberflüssiggebrachtwurde ,abgeschafftwird .Wirerwar¬
ten ,dassin dernächstenGemeinderatssitzung,undzwarvonderMehrheitder
Antraggestellt wird ,dass die Gemeindewache ,die nachdemWillenderMehr¬
heit ja denStrassenpolizeidiensthätteübernehmensollen ,abgeschafftwird.
( Beifallbeider . . )DasGesetzüberdieStrassenpolizeiist mitden

in Betracht kommendenBehörden abgemacht waden .Allerdings gibt es noch
mancherleiWünsche ,die erfüllt werdensollten .In vielen PunktensindRege¬
lungengetroffenworden ,die ausserordentlichnotwendigwarenundes ist anzu
erkennen ,dassdie Mehrheit ,allerdingsnichtfreiwillig ,vonihremStarr¬
sinn und ihrer Starrköpfig kgelassen hat . Wirhoffen ,dass die Einsicht
bei der Mehrheitsich auchauf anderenGebietendurchiringenunddass
die MehrheitzurErkenntniskommenwird ,dassfür gewisseDingeeinEinver-¬
nehmennotwendigist .EinsolchesEinvernehmenist in vielenPunktenauch
in diesemGesetzfestgelegt .Wir verstehen aber dieses Einvernehmen
nichtso ,dassmansichdaraufbeschränkt ,die eineoderandereBehördezu
hören,essoll vielmehreinwirklichesEinvernehmenhergestelltwerdenundwo
einsolchesEinvernehmennichterzieltwerdenkann ,sollmannichteinseitig
mit Starrsinn vorgehen . DerRedner hebt von den einzelnen Bestimmungendes

Gesetzesnurdieeinehervor ,dienachdemWillenderMehrheitsogefasst
wurde ,dass der Fahrer nicht bestraft werden soll ,wenn er jemandemmit

Schmutzoder Kotbespritzt . Derartige BelästigungenderBe
völkerungwärenüberhauptnichtnotwendig,wennin WiendieStrassenin
gutemZustandeerhaltenwürden ,wasleidernichtderFallist . DerRedner

spricht zumSchlusse die Hoffnungaus ,dieses Gesetz werde einem Zustandei
Endemachen ,der nicht haltbar war und es werde zur Festigung derAutorität
der Behördenbeitragen( LebhafterBeifall bei derElL. )

Abg .Pfeiffer ( . . ) erinnertzunächst an die Zustände ,dieim
Juli undSeptember1928imBezugauf die Strassenpolizeigeherrschhaben ,
an die Zeit als die WienerGemeindeverwatungdie Strassenpolizeifür sichi :
Anrpsuchnehmenwollteundals mandie MinoritätmitHohnüberschüttethat ,
da sie dagegenihre warnendeStimmeerhob ,dass in Wienzweierlei Wacheauf
den Strassen amtshandelnsoll . DieVorlage über die Strassenpolizei ist soa¬
gefallen ,dass man sie mit Befreidigung zur Kenntnis nehmen kann .Sie hat in

besondereauchdenVorteil ,dasssie in einemvorzüglichenDeutschabgefas .219
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unddaherallgemeinverständlichist . Abg.PfeifferschliesstshderFordert
desVorrednersan ,dassnunendlichdieGemeindwacheabgeschafftwerden
möge ,DerGemeindewachewardieTheater. -unddieStrassenpolizeizugedacht,
beidesKompetenzen,dienunmehrderBundespolizeizufaålen.DerRednerbefass
sichsodannmitdemStrassenpolizeigesetzimeinzelnenundbeklagtsich
überdie eigentümicheBchandlung,die dasFahrradimGesetzerfährt . Esist
keinKraftfahrzeugundauchkeinFuhrwerk ,es ist durchdasGesetzgewisser-¬
massenvogelfreierklärtworden.DierichtigeLösungwäre,dasswieinan¬
derenStaaten ,soinsbesonderein Hollandundin DeutschlarddasFahrrad
aufdenRadfahrwegverwiesenunddassRadfahrwegegeschaffenwerden.Würdemar
auchin WiensolcheRadfagrwegeschaffen,sowürdeeseinenGrossteilder
arbeitendenBevölkerungmöglichwerden,denWegvonderArbeitsstättezur
Wohnungraschundbilligzurückzulegen.Auchin Wienwirdwieinanderen
Städten,eineZentralstellezurSchaffungvonRadfahrwegengeschaffenun
wirhoffen ,dassdieseZentralstellebei denBehördendasrichtigeVer¬
ständnisfindenwird. Ahg.PfeifferweistsodannaufdenschwerenUnfug
hin ,derdurchMotorradfahrerin Wiengetriebenwird .Mansicht ofthalb-¬
wüchsigeBurscheninverkehrsreichenStrassenaufMotörrädernmiteinerGe¬
schwindkeitvon80undhundertKilometernfahren.DiesemUnfugmüsstege¬
steuertwerden.AufdiesenUnfugsolltemaninsbesondereachthabenzuder
Zeit/vonLinks -zumRechtsfahrenübergegangenwird .IndieserUebergangs-¬
zeitsolltemanandieBevölkerungüberhauptdenAppeilrichten ,das
Fahrenmöglichsteinzuschränkenundessolltefüretwa2oder3WochendasRad -undMotorradfahren verbotenwerden .DieVorlageüberdas
StrassenpolizeigesetzbedeutetdenSiegdesgesundenMenschenverstandes
überdenVersuchdersozialdemokratischenPartei ,auchdenStrassenberkehr
unterihreDiktaturzuzwingen.(BeifallbeiderMinderheit).

Damitist dieGeneraldebatteüberdiebeidenVorlegener¬
ledigt. FürdieSpezialdebatteüberdieGesetzesvorlagehinsichtlichderBe¬
rufungderPolizeidirektionin WienzurVollziehungaufdemGebieteder
StrassenpolizeiaufanderenalsBundesstrassenistkeinRednergemeldet.
DieVorlagewirdsomitinersterundzweiterLesungbeschlossen.

EsgelangtnunmehrdieGesetzesvorlageüberdieStrassenpo¬
lizei imBundeslandWien,soweitsie sichnichtaufBundesstrassenbezieht,
zur Spezialdebatte . Abg.Bermann( soz . dem. ) hatnebeneinigen Anträgenauf
stilistische Aenderungenauch den Antrag gestellt ,dass Düngerderart verla¬
densein muss ,dass eine Verunreinigungder - - Strassevermiedenwird .

Abg .Stöger ( . . )erinnert an die Vörgängeam15 .Juli 1927
IndieserZeitderallgemeinenVerwirrungwurdedieGemeindeschutzwache
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aufgestellt angeblichzu demZweck ,demBlutvergiessenein Endezubereiten .
Gegendie Aufstellungdieser Gemeindeschutzwacheist die interalliierte Mi¬
litärkommissioneingeschrittenundam5 .August1927hatderBürgermester
dieAuflösungderGemeindeschutzwacheverfügt . AnihrerStellewurdedieGe¬
meindewacheaufgestellt ,dieseithereineschwereBeunruhigungundeine
schwereSchädigungdesWirtschaftslebensdarstellt .UnterdemDruckheimat¬
treuerVerbändewurdesodanndieVerfassungsreformdurchgeführtundnunist
derKampfumdiePolizeigewaltzuEnde.Wirmüssenaufdasenergischestefor¬
dern ,dassdie GemeindemitderPolizeispielereiSchlussmacheunddieGe¬

meindewache auflöse ,für die schon 12 Millionen Schilling aufgewendet wurden .

Beider Besprechungder Vorlagebeantragter zum§ 68( ReklameundAnkün¬
digungen)dassdasAnbringenvonReklameaufderStrassenoberflächedurch
aufgestrahlteBilderundSchriftenin dieKompetenzderPolizei ,undnicht
desMagistratesfallen soll .(Beifall ).

Abg .Dr. HenglprotestiertimNamenderHausbesitzer ,dassdiese
beiderSchaffungdesGesetzesnichtgehörtwurdensind . Ersprichtsodann
zudenBestimmungenüberdieAufstellungvonVerkehrszeidhenundEinrich¬
tungenzurSicherungdesVerkehrs,wobeier beantragt ,dassdieBesitzervon
Liegenschaften ,auf denen Verkehrszeichenoder Einrichtungen aufgestellt oder

angebrachtwerden,dafürentschädigtwerdensollen .Erbeschäftigtsichdann
mitdem§Al(FahrbargemachteMaschinenundmotorischbetriebeneFahrzeuge,
dienichtunterdasKraftfahrgesetzfallen )§ 53( TreibenundFührenvonTiere .
§ 56(Rollstühle ,Kinderwagen ,Schubkarren)und§ 61( AbholzenundAuslich¬
tenvonBaumbeständen) .ZudiesenParagraphenstellt derRednereineReihevo :
Anträgen. Sodannbeschäftigter sichmitdem§ 75( ReinigenderGehwegeund
Dächer )und beæntragt die Streichung des ganzenParagraphen ,da es nichtan¬
geht ,dass die Gemeindeihre Pflichten einfach den Hauseigentümern ,Pächtern
undVerwalternüberträgt .( Beifallbei derMinderheit).

Abg .Ellend ( . . )bringt verschiedene Wünsche desFuhrwer¬

kergewerbeszurSpracheundbeantragt ,zum§ 12(AusstattungderFuhrwerke)dass die Ausstattungder Lastwagenmit einemfestangebrachtenFührersitzers
vom1 .Septemberds .Jahresundnicht ,wieesinderVorlageheisst ,vom1 .Julids .J .durchgeführtseinmuss .

NachdemSchlusswort des St . R.Linder wird das Gesetz mitdenAnträgen Bermannund demAntrage des Abg .Ellend zu § 12 Absatz 5 in ersier
und zweiter Lesung angenommen .

Schluss der Si zung18Uhr .251

Berichtigung
InderRededesAbg .Pfeiffer( dritterBogen)hatesrichtigzuheissen ,dass
in derUebergangszeitvomLinks - aufdasRechtsfahrenfür etwa2 bis 3WochendasRadfahrenundMotorradfahrenvonJugendlichenverbotenwerdensollte .( Aufdemdritten Bogensind durch ein Versehendie Worte" vonJugendlichen "

ausgeblieben . )
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